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Europaangelegenheit 

des Ausschusses für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Eine Renovierungswelle für Europa - umweltfreundlichere Gebäude, mehr Ar-
beitsplätze und bessere Lebensbedingungen  
COM(2020) 662 final 
BR Drs. 628/20 

Verfahren gemäß § 83c BayLTGeschO 

1. Der Ausschuss hat in seiner 32. Sitzung am 1. Dezember 2020 im Wege der Vor-
prüfung e inst immig beschlossen, dass eine Stellungnahme des Landtags zur 
Mitteilung der Europäischen Kommission erforderlich ist. 

2. Der Ausschuss hat beschlossen, die Mitteilung zur federführenden Beratung an 
den Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr zu überweisen (§ 83c Abs. 1 
BayLTGeschO). 

Begründung: 

Nach dem Ergebnis der Vorprüfung ist die Mitteilung der Europäischen Kommission 
landespolitisch von Bedeutung und Interessen des Landes sind berührt. 

Die Renovierungswelle ist Teil des europäischen Green Deals und soll dazu beitra-
gen, das Klimaziel 2030 - Reduktion der Treibhausgas-Emissionen bis 2030 gegen-
über 1990 um 55 % - zu erreichen. Dazu soll die energetische Renovierung von 
Wohn- und Nichtwohngebäuden gefördert werden, wobei die Renovierung von öffent-
lichen Gebäuden, Schulen, Krankenhäusern und Sozialwohnungen im Mittelpunkt 
steht. 

Die vorgesehenen Maßnahmen für Gebäude der öffentlichen Verwaltung werden Aus-
wirkungen auf den Staatshaushalt und andere öffentliche Haushalte haben. Insbeson-
dere könnten sie zu einer Erhöhung der Baukosten, zu Mietsteigerungen bei Wohn-
raum und zusätzlichem bürokratischen Aufwand führen. 

 

https://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2020/0601-0700/0628-20.html
https://ec.europa.eu/info/strategy/priorities-2019-2024/european-green-deal_de
https://ec.europa.eu/germany/news/20200917-neues-klimaziel_de
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wohnen, Bau und Verkehr 

Europaangelegenheit des Ausschusses für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen 
Drs. 18/11861 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union; 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Euro-
päischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Eine Renovierungswelle für Europa - umweltfreundlichere Gebäude, mehr Ar-
beitsplätze und bessere Lebensbedingungen  
COM(2020) 662 final 
BR Drs. 628/20 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Landtag wolle beschließen: 

 

Mit der „Renovierungswelle“ sollen kurz-, mittel- und langfristige Strategien entwi-
ckelt werden, um die Renovierung des Gebäudebestands auf verschiedenen Ebe-
nen in Gang zu bringen und umzusetzen. Die Europäische Kommission schlägt 
vor, bestehende Hindernisse in der gesamten Renovierungskette mit einer Reihe 
von politischen Maßnahmen, Finanzierungsinstrumenten und Instrumenten für 
technische Hilfe abzubauen. 

Der Bayerische Landtag sieht in Bezug auf die „Renovierungswelle“ ein hohes 
Maß an Betroffenheit sowie eine erhebliche landespolitische Bedeutung. 

Die Strategie der Europäischen Kommission zur Erhöhung der Sanierungsquote 
bei Wohngebäuden und Nichtwohngebäuden hat die folgenden drei Schwer-
punkte: 

 

• Dekarbonisierung der Wärme- und Kälteerzeugung, 

• Bekämpfung von Energiearmut und 

• Maßnahmen für Gebäude mit der geringsten Energieeffizienz sowie  
Renovierung öffentlicher Gebäude (Schulen, Krankenhäuser, Verwaltungsge-
bäude usw.). 

 

Erklärtes Ziel ist es, bis 2030 die Treibhausgasemissionen von Gebäuden um 60 
%, ihren Energieverbrauch um 14 % und den Energieverbrauch für Heizung und 
Kühlung um 18 % zu senken. Das bisherige Tempo bei der energetischen Moder-
nisierung reicht jedoch bei weitem nicht aus, diese äußerst ehrgeizigen Zielvorga-
ben zu erreichen. Die Mitteilung listet deshalb umfängliche (auch verpflichtende) 
Maßnahmen auf, die der Zielerreichung dienen sollen. Als Kernstück der Maßnah-
men ist die Festlegung von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz 
auch bestehender Gebäude anzusehen – in erster Linie durch entsprechende 
Fortschreibung der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, 
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aber auch durch Ausweitung der Renovierungspflichten für die öffentliche Hand 
nach der Energieeffizienzrichtlinie. 

 

Der Bayerische Landtag nimmt das Vorhaben zur Kenntnis und bittet um Be-
rücksichtigung der folgenden Bedenken im weiteren Verfahren: 

 

Grundsätzlich ist die Strategie der Europäischen Kommission zu begrüßen. Gro-
ßen Chancen stehen aber auch zahlreiche Herausforderungen gegenüber. 

 

a) Chancen 

Neben den Vorteilen im Zusammenhang mit dem Klima- und Umweltschutz bieten 
die geplanten Maßnahmen der EU zunächst ein großes Potential für mittelständi-
sche Betriebe, Wirtschaft und Industrie. Wegen ihrer hohen lokalen Wertschöp-
fung kann sich die Renovierungswelle als Konjunkturmotor für die heimische Wirt-
schaft erweisen.  

Besonders im Gebäudebestand liegt ein hohes Potenzial zur Verbesserung der 
Gesamtenergieeffizienz. Die „Renovierungswelle“ könnte dabei neue Möglichkei-
ten für technische Innovationen bei der Modernisierung bestehender Wohnungen 
schaffen. Insbesondere serielle Vorfertigung und der Einsatz nachwachsender 
Rohstoffe können zur effizienten Umsetzung der ambitionierten Ziele beitragen. 
Voraussetzung dafür ist allerdings die ausreichende Mittelausstattung zur Förde-
rung der Renovierungsmaßnahmen, um eine überproportionale Belastung der 
Mieterinnen und Mieter zu vermeiden.  

Von Seiten der EU sind zur Umsetzung der „Renovierungswelle“ massive Investiti-
onen geplant. Dies begrüßt der Bayerische Landtag, weil diese der bayerischen 
Wohnraumförderungs- und Wohnungsbaupolitik zu Gute kommen könnten. Baye-
rische Strategien zum Umgang mit den EU-Mitteln müssen dabei zu möglichst viel 
Mitgestaltung, Mitsprache, Steuerung und Kontrolle führen. 

 

b) Herausforderungen 

Bislang existieren keine Renovierungsquoten für staatliche Gebäude. Die nun vor-
gesehenen Renovierungsquoten für Gebäude aller Ebenen der öffentlichen Ver-
waltung und die Vorgabe einer jährlichen Renovierungsrate appellieren an die 
Vorbildfunktion des öffentlichen Bauherrn. Die mögliche Ausweitung der Renovie-
rungsanforderungen für den öffentlichen Sektor macht aber Investitionen notwen-
dig und kann für öffentliche Bauherren letztlich einen Investitionszwang bedeuten. 
Durch die beabsichtigte Ausweitung der Anforderungen ist außerdem mit höheren 
Baukosten bei der Sanierung staatlicher Gebäude zu rechnen. Die „Renovierungs-
welle“ wird somit Auswirkungen auf den Staatshaushalt haben.  

Damit verpflichtende Renovierungen nicht zu Belastungen für Eigentümer und 
Mieter führen, muss der Gesetzgeber auf allen Ebenen sicherstellen, dass die 
Auflagen sozialverträglich flankiert werden durch passgenaue Angebote zur För-
derung und finanziellen Unterstützung. Darüber hinaus ist zu beachten, dass die 
Wirtschaftlichkeit und technische Umsetzbarkeit gewahrt bleiben.  

Bei einer Verschärfung der Gesamtenergieeffizienz bestehender Gebäude sollte 
die Wirtschaftlichkeit notwendiger Maßnahmen weiterhin mitbetrachtet werden, 
um die Akzeptanz zu erhöhen und notwendige Maßnahmen nicht durch einen fi-
nanziellen Engpass zu blockieren. 

Die ohnehin schon stark ausgelastete Baubranche wird durch die zusätzlichen 
Bauaufgaben die hohe Anzahl an Aufträgen kaum mehr bewältigen können, was 
wiederum Auswirkungen auf Termine und Kosten befürchten lässt. 

Eine Umstellung auf nachhaltige Baustoffe, naturbasierte Lösungen, Holzbau, 
Kreislaufwirtschaft, intelligente Wohnungen und dergleichen wird zunächst eher zu 
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Baukostensteigerungen führen. Gleiches gilt – ungeachtet der Chancen, die ge-
baute Umwelt gesünder zu machen – auch für die angekündigte Festlegung eines 
Mindestanteils erneuerbarer Energien in Gebäuden. Bei der geplanten Zielvor-
gabe zur Wiederverwertung von Bau- und Abbruchabfällen muss die Schadstoff-
ausschleusung (insbesondere in Bezug auf Asbest) berücksichtigt werden. 

Einige der angedachten Maßnahmen werden zu zusätzlichem bürokratischen Auf-
wand führen, etwa digitale Gebäude-Logbücher, eine zentrale europäische Daten-
bank über den Gebäudebestand sowie die Einführung eines EU-weit einheitlichen, 
maschinenlesbaren Datenformats für die Energieausweise. 

Im Hinblick auf die Finanzierungsmöglichkeiten der Renovierung geförderten 
Wohnraums wird u.a. das geplante EU-Förderprogramm „InvestEU“ angeführt. 
Dieser Fonds soll die Förderung bezahlbaren Wohnraums aus EU-Mitteln ermögli-
chen, ohne die Vergabe der Fördermittel an eine – wie in Bayern und Deutschland 
verpflichtend vorgesehene – Einräumung von Miet- und Belegungsbindungen zur 
Sicherung des sozialen Zwecks zu knüpfen. Der Bundesrat hat zu diesem Pro-
gramm wiederholt (zuletzt mit Beschluss vom 03.07.2020 - BR-Drs. 308/20 (Be-
schluss)) entsprechend kritisch Stellung genommen.  

Die in der Mitteilung ebenfalls erwähnte beihilferechtliche Erleichterung in Form ei-
ner Überarbeitung der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) be-
zieht sich auf die Freistellung der Förderung u.a. bezahlbaren Wohnraums aus 
dem Fonds InvestEU nach den Vorgaben der AGVO. Die Mitgliedstaaten – so 
auch Bayern – wenden zur Freistellung von der sonst bestehenden Notifizierungs-
pflicht in der Regel den Beschluss 2012/21/EU (sog. DAWI-Freistellungsbe-
schluss) an, der jedoch an weitergehende Anforderungen als die AGVO geknüpft 
ist. Die von der EU-Kommission beabsichtigte beihilferechtliche Erleichterung 
sollte auch für die mitgliedstaatliche Förderung Anwendung finden. So könnte eine 
deutliche Verfahrensvereinfachung der nationalen Wohnraumförderungspro-
gramme erreicht werden. Eine beihilferechtlich unterschiedliche Einstufung ist aus 
hiesiger Sicht nicht zu begründen, würde im Ergebnis die Durchsetzung der woh-
nungspolitischen Ziele der Mitgliedstaaten behindern und eine aus EU-Mitteln ge-
förderte Renovierung sozial gebundenen Wohnraums besserstellen als die mit-
gliedstaatliche Förderung. In Anbetracht dessen werden daher für den Bereich der 
Wohnraumförderung die angekündigten Maßnahmen unter Subsidiaritäts- und 
Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkten in Teilen kritisch gesehen. 

Es ist absehbar, dass insbesondere Mieterinnen und Mieter, kleine private Ver-
mieter und auch die Kommunen Unterstützung bei der Umsetzung der Renovie-
rungswelle benötigen werden. Nicht zuletzt wird stets auch auf einen angemesse-
nen Ausgleich der Interessen von Mietern und Vermietern geachtet werden müs-
sen. Um den Anforderungen der geplanten „Renovierungswelle“ umfassend ge-
recht zu werden, werden letztlich auch die Personalkapazitäten der staatlichen 
und kommunalen Bauverwaltungen ausgebaut werden müssen. 

 

Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische 
Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und den 
Deutschen Bundestag übermittelt 

Berichterstatter: Jürgen Baumgärtner 
Mitberichterstatterin: Ursula Sowa 

II. Bericht: 

1. Das nichtlegislative Vorhaben der Europäischen Union (§ 83c BayLTGeschO) 
wurde dem Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr federführend zugewie-
sen. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat das EU-Vorha-
ben mitberaten. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten so-
wie regionale Beziehungen hat das EU-Vorhaben endberaten. 
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2. Der Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr hat das EU-Vorhaben in seiner 
33. Sitzung am 26. Januar 2021 beraten und e i n s t im m i g  beschlossen, die 
Federführung zu übernehmen (§83c Abs. 2 BayLTGeschO). 

3. Der Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr hat das EU-Vorhaben in seiner 33. 
Sitzung am 26. Januar 2021 federführend beraten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
zu der in I. enthaltenen Beschlussempfehlung Zustimmung empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat das EU-Vorhaben in 
seiner 92. Sitzung am 3. März 2021 mitberaten und mit folgendem Stimmer-
gebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
entschieden, der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu-
zustimmen.  

5. Der Ausschuss für Bundes- und Europaangelegenheiten sowie regionale Be-
ziehungen hat das EU-Vorhaben in seiner 37. Sitzung am 13. April 2021 end-
beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 AfD: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FDP: Zustimmung 
entschieden, der Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses zu-
zustimmen mit der Maßgabe, dass folgender Satz angefügt wird: „Der Be-
schluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische Kom-
mission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und den 
Deutschen Bundestag übermittelt.“ 

Sebastian Körber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Nichtlegislatives Vorhaben der Europäischen Union;  
 
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europä-
ischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 

Eine Renovierungswelle für Europa – umweltfreundlichere Gebäude, mehr Ar-
beitsplätze und bessere Lebensbedingungen  

COM(2020) 662 final 

BR Drs. 628/20 

Drs. 18/11861, 18/150600 

Mit der „Renovierungswelle“ sollen kurz-, mittel- und langfristige Strategien entwickelt 
werden, um die Renovierung des Gebäudebestands auf verschiedenen Ebenen in 
Gang zu bringen und umzusetzen. Die Europäische Kommission schlägt vor, beste-
hende Hindernisse in der gesamten Renovierungskette mit einer Reihe von politischen 
Maßnahmen, Finanzierungsinstrumenten und Instrumenten für technische Hilfe abzu-
bauen. 

Der Bayerische Landtag sieht in Bezug auf die „Renovierungswelle“ ein hohes Maß an 
Betroffenheit sowie eine erhebliche landespolitische Bedeutung. 

Die Strategie der Europäischen Kommission zur Erhöhung der Sanierungsquote bei 
Wohngebäuden und Nichtwohngebäuden hat die folgenden drei Schwerpunkte: 

─ Dekarbonisierung der Wärme- und Kälteerzeugung 

─ Bekämpfung von Energiearmut  

─ Maßnahmen für Gebäude mit der geringsten Energieeffizienz sowie  
Renovierung öffentlicher Gebäude (Schulen, Krankenhäuser, Verwaltungsgebäude 
usw.) 

Erklärtes Ziel ist es, bis 2030 die Treibhausgasemissionen von Gebäuden um 60 Pro-
zent, ihren Energieverbrauch um 14 Prozent und den Energieverbrauch für Heizung 
und Kühlung um 18 Prozent zu senken. Das bisherige Tempo bei der energetischen 
Modernisierung reicht jedoch bei Weitem nicht aus, diese äußerst ehrgeizigen Zielvor-
gaben zu erreichen. Die Mitteilung listet deshalb umfängliche (auch verpflichtende) 
Maßnahmen auf, die der Zielerreichung dienen sollen. Als Kernstück der Maßnahmen 
ist die Festlegung von Mindestanforderungen an die Gesamtenergieeffizienz auch be-
stehender Gebäude anzusehen – in erster Linie durch entsprechende Fortschreibung 
der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden, aber auch durch Aus-
weitung der Renovierungspflichten für die öffentliche Hand nach der Energieeffizienz-
richtlinie. 
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Der Bayerische Landtag nimmt das Vorhaben zur Kenntnis und bittet um Berücksichti-
gung der folgenden Bedenken im weiteren Verfahren: 

Grundsätzlich ist die Strategie der Europäischen Kommission zu begrüßen. Großen 
Chancen stehen aber auch zahlreiche Herausforderungen gegenüber. 

a) Chancen 

Neben den Vorteilen im Zusammenhang mit dem Klima- und Umweltschutz bieten 
die geplanten Maßnahmen der EU zunächst ein großes Potenzial für mittelständi-
sche Betriebe, Wirtschaft und Industrie. Wegen ihrer hohen lokalen Wertschöpfung 
kann sich die Renovierungswelle als Konjunkturmotor für die heimische Wirtschaft 
erweisen.  

Besonders im Gebäudebestand liegt ein hohes Potenzial zur Verbesserung der Ge-
samtenergieeffizienz. Die „Renovierungswelle“ könnte dabei neue Möglichkeiten für 
technische Innovationen bei der Modernisierung bestehender Wohnungen schaf-
fen. Insbesondere serielle Vorfertigung und der Einsatz nachwachsender Rohstoffe 
können zur effizienten Umsetzung der ambitionierten Ziele beitragen. Vorausset-
zung dafür ist allerdings die ausreichende Mittelausstattung zur Förderung der Re-
novierungsmaßnahmen, um eine überproportionale Belastung der Mieterinnen und 
Mieter zu vermeiden.  

Von Seiten der EU sind zur Umsetzung der „Renovierungswelle“ massive Investiti-
onen geplant. Dies begrüßt der Bayerische Landtag, weil diese der bayerischen 
Wohnraumförderungs- und Wohnungsbaupolitik zugutekommen könnten. Bayeri-
sche Strategien zum Umgang mit den EU-Mitteln müssen dabei zu möglichst viel 
Mitgestaltung, Mitsprache, Steuerung und Kontrolle führen. 

b) Herausforderungen 

Bislang existieren keine Renovierungsquoten für staatliche Gebäude. Die nun vor-
gesehenen Renovierungsquoten für Gebäude aller Ebenen der öffentlichen Verwal-
tung und die Vorgabe einer jährlichen Renovierungsrate appellieren an die Vorbild-
funktion des öffentlichen Bauherrn. Die mögliche Ausweitung der Renovierungsan-
forderungen für den öffentlichen Sektor macht aber Investitionen notwendig und 
kann für öffentliche Bauherren letztlich einen Investitionszwang bedeuten. Durch 
die beabsichtigte Ausweitung der Anforderungen ist außerdem mit höheren Bau-
kosten bei der Sanierung staatlicher Gebäude zu rechnen. Die „Renovierungswelle“ 
wird somit Auswirkungen auf den Staatshaushalt haben.  

Damit verpflichtende Renovierungen nicht zu Belastungen für Eigentümer und Mie-
ter führen, muss der Gesetzgeber auf allen Ebenen sicherstellen, dass die Auflagen 
sozialverträglich flankiert werden durch passgenaue Angebote zur Förderung und 
finanziellen Unterstützung. Darüber hinaus ist zu beachten, dass die Wirtschaftlich-
keit und technische Umsetzbarkeit gewahrt bleiben.  

Bei einer Verschärfung der Gesamtenergieeffizienz bestehender Gebäude sollte 
die Wirtschaftlichkeit notwendiger Maßnahmen weiterhin mitbetrachtet werden, um 
die Akzeptanz zu erhöhen und notwendige Maßnahmen nicht durch einen finanzi-
ellen Engpass zu blockieren. 

Die ohnehin schon stark ausgelastete Baubranche wird durch die zusätzlichen Bau-
aufgaben die hohe Anzahl an Aufträgen kaum mehr bewältigen können, was wie-
derum Auswirkungen auf Termine und Kosten befürchten lässt. 

Eine Umstellung auf nachhaltige Baustoffe, naturbasierte Lösungen, Holzbau, 
Kreislaufwirtschaft, intelligente Wohnungen und dergleichen wird zunächst eher zu 
Baukostensteigerungen führen. Gleiches gilt – ungeachtet der Chancen, die ge-
baute Umwelt gesünder zu machen – auch für die angekündigte Festlegung eines 
Mindestanteils erneuerbarer Energien in Gebäuden. Bei der geplanten Zielvorgabe 
zur Wiederverwertung von Bau- und Abbruchabfällen muss die Schadstoffaus-
schleusung (insbesondere in Bezug auf Asbest) berücksichtigt werden. 
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Einige der angedachten Maßnahmen werden zu zusätzlichem bürokratischen Auf-
wand führen, etwa digitale Gebäude-Logbücher, eine zentrale europäische Daten-
bank über den Gebäudebestand sowie die Einführung eines EU-weit einheitlichen, 
maschinenlesbaren Datenformats für die Energieausweise. 

Im Hinblick auf die Finanzierungsmöglichkeiten der Renovierung geförderten 
Wohnraums wird u. a. das geplante EU-Förderprogramm „InvestEU“ angeführt. 
Dieser Fonds soll die Förderung bezahlbaren Wohnraums aus EU-Mitteln ermögli-
chen, ohne die Vergabe der Fördermittel an eine – wie in Bayern und Deutschland 
verpflichtend vorgesehene – Einräumung von Miet- und Belegungsbindungen zur 
Sicherung des sozialen Zwecks zu knüpfen. Der Bundesrat hat zu diesem Pro-
gramm wiederholt (zuletzt mit Beschluss vom 03.07.2020 - BR-Drs. 308/20 (Be-
schluss)) entsprechend kritisch Stellung genommen.  

Die in der Mitteilung ebenfalls erwähnte beihilferechtliche Erleichterung in Form ei-
ner Überarbeitung der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung (AGVO) be-
zieht sich auf die Freistellung der Förderung u. a. bezahlbaren Wohnraums aus dem 
Fonds InvestEU nach den Vorgaben der AGVO. Die Mitgliedstaaten – so auch Bay-
ern – wenden zur Freistellung von der sonst bestehenden Notifizierungspflicht in 
der Regel den Beschluss 2012/21/EU (sog. DAWI-Freistellungsbeschluss) an, der 
jedoch an weitergehende Anforderungen als die AGVO geknüpft ist. Die von der 
EU-Kommission beabsichtigte beihilferechtliche Erleichterung sollte auch für die 
mitgliedstaatliche Förderung Anwendung finden. So könnte eine deutliche Verfah-
rensvereinfachung der nationalen Wohnraumförderungsprogramme erreicht wer-
den. Eine beihilferechtlich unterschiedliche Einstufung ist aus hiesiger Sicht nicht 
zu begründen, würde im Ergebnis die Durchsetzung der wohnungspolitischen Ziele 
der Mitgliedstaaten behindern und eine aus EU-Mitteln geförderte Renovierung so-
zial gebundenen Wohnraums besserstellen als die mitgliedstaatliche Förderung. In 
Anbetracht dessen werden daher für den Bereich der Wohnraumförderung die an-
gekündigten Maßnahmen unter Subsidiaritäts- und Verhältnismäßigkeitsgesichts-
punkten in Teilen kritisch gesehen. 

Es ist absehbar, dass insbesondere Mieterinnen und Mieter, kleine private Vermie-
ter und auch die Kommunen Unterstützung bei der Umsetzung der „Renovierungs-
welle“ benötigen werden. Nicht zuletzt wird stets auch auf einen angemessenen 
Ausgleich der Interessen von Mietern und Vermietern geachtet werden müssen. Um 
den Anforderungen der geplanten „Renovierungswelle“ umfassend gerecht zu wer-
den, werden letztlich auch die Personalkapazitäten der staatlichen und kommuna-
len Bauverwaltungen ausgebaut werden müssen. 

Der Beschluss des Bayerischen Landtags wird unmittelbar an die Europäische 
Kommission, das Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und den 
Deutschen Bundestag übermittelt. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Dr. Wolfgang Heubisch 

VI. Vizepräsident 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 

auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten und Anträge die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Gegenstimmen? – Keine. Ent­

haltungen? – Keine. Die fraktionslosen Abgeordneten? – Es sind im Moment keine an­

wesend. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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